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Corona, die zweite?! 
 

Vieles nach den extrem schwierigen Mo-
naten März bis Juni ließ sich zuletzt 
schon wieder normaler an. In den Nach-
richten gab es vereinzelt auch Themen 
jenseits Corona, sukzessive griffen die 
ersten Lockerungen und gaben Raum für 
ein bisschen gesellschaftliches Leben 
und auch an die Masken hatte man sich 
halbwegs gewöhnt. Doch wer daraus 
den Schluss zog, das Virus habe „die 
Heimreise“ angetreten, sieht sich ange-
sichts zwar aktuell noch moderater, 
gleichwohl aber besorgniserregend kon-
stant ansteigender Infektionszahlen ei-
nes Schlechteren belehrt. Das Corona-
Virus wird uns – zumindest noch eine 
ganze Weile – beschäftigen und nötigt 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu einem 
neuen, erweiterten Blick auf das Ferien-
ende mit Urlaubsrückkehr und der Wie-
deraufnahme des Regelbetriebes an 
Kitas und Schulen. Das Infektionsrisiko 
steigt und mit ihm womöglich auch wie-
der das Aufkommen an Fragen, mit dem 
sich Betriebsräte als die häufig erste An-
laufstelle für die Kolleginnen und Kolle-
gen in den kommenden Monaten kon-
frontiert sehen werden.  

Die nachfolgende Übersicht versucht zu-
mindest auf einige dieser Fragen vorab 
alltagstaugliche Antworten zu geben.  

 

Pflicht zur Anzeige 

Grundsätzlich ist der Arbeitnehmer nicht 
dazu verpflichtet, im Falle seiner  
Arbeitsunfähigkeit dem Arbeitgeber  
offen zu legen, an welcher Krankheit er 
leidet. Allerdings findet dieser Grundsatz 
dort seine Einschränkung, wo sich aus 
der Erkrankung ein unmittelbares Risiko 

auch für andere Kolleginnen und Kolle-
gen ergeben kann, da der Arbeitgeber 
seiner Verpflichtung zum Schutz der  
übrigen Mitarbeiter (§ 618 BGB) nur 
nachkommen kann, wenn er Kenntnis 
von der Situation hat.  

Eine bestätigte Corona-Infektion ist dem 
Arbeitgeber deshalb sofort als solche an-
zuzeigen. Liegen bislang nur Krankheits-
anzeichen vor, so richtet sich die formale 
Meldeverpflichtung danach, ob ein be-
gründeter Verdachtsfall im Sinne der 
CoronaVMeldeV vorliegt, z.B. Krank-
heitssymptome und Kontakt zu anderen 
Verdachtspersonen. 

 

Nachfrage / Recht zur Kontrolle 

Dem Arbeitgeber steht zur Wahrneh-
mung seiner Schutzpflichten gegen-
über den Arbeitnehmern das Recht zu, 
diese nach Kontakt zu infizierten Perso-
nen oder dem Aufenthalt in einem  
Gefahrengbiet zu befragen. Als Gefah-
rengebiet gelten in diesem Zusammen-
hang diejenigen Orte, für die das Aus-
wärtige Amt eine Reisewarnung erteilt 
hat. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die 
Fragen so zu beantworten, dass der Ar-
beitgeber seinen Schutzpflichten nach-
kommen kann. Eine Verpflichtung zur 
Namensnennung oder Nennung des  
Ortes selbst besteht hingegen nicht. 

Ebenfalls keine Verpflichtung für den  
Arbeitnehmer besteht dahingehend, sich 
per se ohne jedweden Anhaltspunkt einer 
Kontrolluntersuchung zu unterziehen. Hat 
der Arbeitgeber jedoch den begründeten 
Verdacht, dass der Arbeitnehmer infiziert 
ist, so kann er die Beibringung eines ärzt-
lichen Attests verlangen. Für Rückkehrer 
aus Risikogebieten besteht darüber hin-
aus seit dem 8. August gemäß der Test-
pflichtVO des Bundesministeriums für 
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Gesundheit eine grundsätzliche Test-
pflicht.  

 

Abwesenheit wegen Corona 

Im Falle einer Infektion mit dem Corona-
Virus wird der Arbeitnehmer von der 
Pflicht zur Erbringung seiner Arbeitsleis-
tung frei und hat Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung nach dem Entgeltfortzah-
lungsgesetz (EFZG). Inwieweit dies auch 
für Erkrankungen infolge einer freiwilli-
gen Reise in Risikogebiete gilt, ist bis-
lang nicht abschließend geklärt. Hier be-
steht gegenüber herkömmlichen Erkran-
kungen insoweit ein Unterschied, als § 3 
Abs. 1 EFZG die Entgeltfortzahlung da-
von abhängig macht, dass den Arbeit-
nehmer kein Verschulden an seiner Ar-
beitsunfähigkeit trifft. Gerade dies ist je-
doch bei einer solchen freiwilligen Reise 
durchaus diskutabel und kommt auf den 
Einzelfall an. 

Ist der Arbeitnehmer aufgrund einer be-
hördlichen Quarantäne daran gehindert, 
seine Arbeitsleistung zu erbringen, so 
handelt es sich hierbei zunächst um  
einen Fall der vorübergehenden Verhin-
derung im Sinne des § 616 BGB; der Ar-
beitnehmer behält zunächst seinen Ver-
gütungsanspruch. Ist die Quarantäne 
nicht vorübergehender sondern lang- 
fristiger Natur oder besteht infolge eines 
wirksamen Ausschlusses von § 616 BGB 
von Beginn kein Vergütungsanspruch 
nach § 616 BGB, so steht dem Arbeit-
nehmer ein Anspruch auf Entschädigung 
nach § 56 Abs.1 a Infektionsschutz- 
gesetz zu. Die Entschädigung bemisst 
sich in den ersten sechs Wochen nach 
dem Verdienstausfall und ist vom Arbeit-
geber zu leisten, der seinerseits einen 
Erstattungsanspruch gegen die zustän-
dige Behörde hat. 

Ähnlich verhält es sich für die Fälle not-
wendiger Kinderbetreuung. Arbeitneh-
mer mit betreuungsbedürftigen Kindern – 
das sind Kinder bis zur Vollendung des 
zwölften Lebensjahres – behalten auch 
hier zunächst ihren Vergütungsanspruch 
nach § 616 BGB, sofern dieser nicht ar-
beitsvertraglich, durch Tarifvertrag oder 
Betriebsvereinbarung abbedungen ist. Ist 
dies doch, beispielsweise durch abschlie-
ßende Aufzählung der Abwesenheitstat-
bestände, der Fall, so greift auch hier der 
Entschädigungsanspruch nach dem In-
fektionsschutzgesetz (siehe oben). 

 

Ort der Arbeitsleistung 

In der Regel unproblematisch und in den 
vergangenen Monaten umfassend prak-
tiziert ist die Weisung des Arbeitgebers 
gegenüber den Mitarbeitern, ihre Ar-
beitsleistung aus dem Home Office bzw. 
im Wege des mobilen Arbeitens zu er-
bringen. Die Rechtsgrundlage hierfür fin-
det sich – sofern keine ausdrückliche kol-
lektiv- oder individualrechtliche Rege-
lung vorliegt – im Weisungsrecht des Ar-
beitgebers in Verbindung mit den diesem 
obliegenden Schutzpflichten nach § 618 
BGB. Selbstverständlich obliegt es dem 
Arbeitgeber, den Arbeitnehmer mit den 
erforderlichen Arbeitsmitteln für die 
häusliche Arbeit auszustatten. Bei einer 
längerfristigen oder gar dauerhaften Ein-
richtung eines häuslichen Arbeitsplatzes 
sind zudem die Vorgaben des Arbeits-
schutzes zu berücksichtigen. 

Schwieriger verhält es sich mit der 
Frage, inwieweit der Arbeitnehmer von 
sich aus mobiles Arbeiten oder einen 
Heimarbeitsplatz beanspruchen kann. 
Grundsätzlich besteht ein solcher An-
spruch nur in einigen wenigen spezialge-
setzlichen Vorschriften, beispielsweise 
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im Bundesgleichstellungsgesetz. Inwie-
weit sich darüber hinaus in Einzelfällen 
auch „allgemeiner“ Anspruch aus dem 
Vertragsverhältnis und der Schutzpflicht 
des Arbeitgebers herleiten lässt, hängt 
von den konkreten Umständen, bei-
spielsweise der Tätigkeit, dem Infekti-
onsrisiko und der Vulnerabilität des  
jeweiligen Mitarbeiters ab.  

Ähnlich verhält es sich mit der Beurtei-
lung der Verpflichtung zur Durchführung 
von Dienstreisen. Maßgeblich sind auch 
hier wiederum die konkreten Einzelfall-
umstände wie der Zielort und die körper-
liche Verfassung des „Dienstreisenden“. 
Die Durchführung einer Dienstreise, die 
dem Arbeitnehmer nach Abwägung der 
Umstände nicht zugemutet werden kann 
– z.B. die Reise in ein Gefahrengebiet – 
darf dieser gemäß § 275 Abs. 3 BGB ver-
weigern. Ebenso dürfte im Falle eines 
Aufenthalts in einem Gefahrengebiet der 
Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitge-
ber einen Anspruch auf finanzielle oder 
tatsächliche Unterstützung bei der Rück-
kehr haben.  

 

Zuständigkeiten des Betriebsrates 

Ungeachtet der Tatsache, dass die vor-
stehend dargestellten Hinweise zunächst 
die Ansprüche und Rechtspositionen des 
einzelnen Arbeitnehmers beschreiben, 
tangiert eine Vielzahl entsprechender 
Maßnahmen und Regelungen die Zu-
ständigkeit des Betriebsrates. Angefan-
gen bei Präventionsmaßnahmen, über 
die der Betriebsrat nach §§ 80, 89 und 90 
BetrVG zu unterrichten ist, über den Un-
terrichtungs- und Beratungsanspruch 
aus dem Arbeitssicherheitsgesetz bis hin 
zu den einzelnen Mitbestimmungstatbe-
ständen nach den §§ 87, 99, 95 BetrVG, 
beschert die Pandemie dem Betriebsrat 
häufig gleich zwei Aufgaben: zum einen 

die eines Ansprechpartners des ratsu-
chenden Kollegen, zum anderen die als 
Pendant des Arbeitgebers. Folgerichtig 
wird die Frage, wie gut Betriebsräte und 
Beschäftigte durch die bevorstehenden 
Monate kommen, in vielerlei Hinsicht 
auch von der internen Kommunikation 
und der Qualität der Beratungsgesprä-
che abhängen. 
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